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geteilt, dass Herr Müller mir erklärt hat, die Ausführungen des Herrn Bundesrat 
Calonder hätten in Deutschland namentlich deshalb peinlich berührt, weil die 
hiesige Regierung sich bewusst sei, in dieser ganzen Frage in absolut korrekter 
und loyaler Weise gehandelt zu haben.

Sie finden übrigens in meinem politischen Berichte No. 133, der am Donners
tag hier abgegangen ist, nähere Ausführungen über den Inhalt meiner Bespre
chung mit Herrn Minister Müller und über den Eindruck im allgemeinen, den die 
Beantwortung der Interpellation Winiger4 im Ständerat hier gemacht hat.

Ich darf Ihnen persönlich und vertraulich sagen, dass auch ich die Schärfe der 
Form, die meines Erachtens gar nicht notwendig war, um den Zweck zu 
erreichen, bedauert habe.

Man steht hier in amtlichen Kreisen auf dem Standpunkt, dass die ganze Frage 
keine aktuelle Bedeutung habe, da nach den hierher gelangten Informationen 
vorläufig gar nicht daran zu denken sei, dass die Entente der Loslösung des Vor
arlbergs von Österreich zustimmen werde.

Obwohl dies selbstverständlich ist, möchte ich doch noch ausdrücklich her
vorheben, dass ich Sie bitten muss, diese Bemerkungen als ganz vertrauliche zu 
betrachten, weil ich mich nicht der Gefahr aussetzen möchte, in einen Gegensatz 
zu dem Vorsteher des politischen Departementes zu kommen. Ich kann ja die 
innerpolitischen Motive, welche die Erklärungen des Herrn Bundesrat Calonder 
veranlasst haben, sehr wohl verstehen und kann aus der Ferne kein sicheres 
Urteil darüber haben, ob die gewählte Form notwendig war, um nach innen beru
higend und befriedigend zu wirken.

Dass auch ich Ihre Ansicht, nach welcher die allgemeine Lage eine recht trübe 
ist, vollkommen teile, haben Sie aus meinem letzten politischen Berichte entneh
men können. Ich sehe in der Tat mit Besorgnis den Ereignissen entgegen, die sich 
in den nächsten Wochen und Monaten abspielen werden. Immerhin bin ich über
zeugt, dass es auch in Deutschland wieder aufwärts gehen wird, wenn die Entente 
auch nur einigermassen Hand dazu bietet und endlich einsehen wollte, dass der 
wirtschaftliche Untergang Deutschlands eine Gefahr für ganz Europa bieten 
müsste.

3. Cf. n° 163.
4. Cf. n° 157.
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Bundesrat Schulthess teilt folgendes mit: Laut Eröffnungen, die uns heute 
vormittag durch deutsche Gesandtschaft gemacht worden sind, besteht in Berlin 
die Tendenz, das Wirtschaftsabkommen und den Kohlenlieferungsvertrag nur
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dann zu verlängern, wenn die Schweiz sich dazu versteht, an Deutschland soge
nannte Weltmarktpreise, d.h. diejenigen Preise zu bezahlen, die sie franko Basel 
für amerikanische und englische Kohlen bezahlt, wobei jeden Monat der Preis 
nach den englischen und amerikanischen Preisen fixiert werden soll. Diese 
Grundlage ist für uns absolut unannehmbar. Sie würde auch für Deutschland 
höchstens die Folge haben, einen neuen Sturm der Entrüstung auszulösen und 
wieder an die seinerzeit so bitter kritisierte Preiserhöhung vom Mai 1918 zu erin
nern. Wir erklären kategorisch, dass wir darauf nicht eintreten. Die amerikani
sche und englische Kohle wird durch die Transportkosten ausserordentlich ver
teuert. Deutschland kann billigerweise nicht beanspruchen, dass wir ihm franko 
Basel die gleichen Preise vergüten wie für amerikanische Ware inkl. Frachtko
sten. Heute nachmittag hat Deutscher Gesandter Bundesrat Schulthess erklärt, 
dass Deutschland bereit sei, die Leistungen aus dem bisherigen Wirtschaftsab
kommen zu bisherigen Bedingungen fortzusetzen, wenn die Schweiz damit ein
verstanden sei und ihrerseits dasselbe tue, ferner, wenn die Schweiz in Bespre
chungen über ein neues Abkommen eintrete. Bundesrat Schulthess erklärte sich 
damit einverstanden, dass Lieferungen zu bisherigen Bedingungen einstweilen 
fortgesetzt werden. Ebenso erklärte er sich bereit, in Besprechungen über ein 
neues Wirtschaftsabkommen einzutreten, aber mit der ausdrücklichen Erklä
rung, dass darin keineswegs eine Akzeptierung der oben erwähnten, von uns 
kategorisch abgelehnten Grundlage ausgesprochen sei. Vielmehr sei auf dem 
Wege von Besprechungen eine für beide Teile annehmbare Lösung zu suchen.1

Was Einfuhrverbote für Möbel betrifft, so habe ich den Eindruck, dass man in 
Deutschland doch einzusehen beginnt, dass ein wirkliches wirtschaftliches Inter
esse an Massenausfuhren und einer Ausplünderung des Landes zu verhältnis
mässig tiefen Preisen nicht besteht, und neige der Ansicht zu, dass ein Projekt wie 
das von uns vorgelegte in Berlin nicht so ungünstig aufgenommen würde. Der 
Bundesratsbeschluss würde sich nicht gegen Deutschland und Österreich allein 
richten. Wir gedenken auch, über italienische und französische Grenze nicht 
mehr Waren hereinzulassen als im Jahre 1913. Es handelt sich also eigentlich 
nicht um eine differenzielle Behandlung. Ich bitte Sie, in dieser Angelegenheit 
noch zu sondieren und so rasch wie möglich zu telegraphieren. Ich sehe keinen 
anderen Weg, um der drohenden Arbeitslosigkeit entgegenzutreten.

1. Sur la m êm e question, cf. n°s 166, 178.
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